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Gesetzentwurf 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes 

A. Problem und Ziel 

In Deutschland ändert sich die Struktur der Stromerzeugung erheblich. Der zügige 
Ausbau der erneuerbaren Energien und der im Zuge der Energiewende massiv 
steigende Strombedarf erfordern einen schnellen Ausbau und sicheren Betrieb des 
deutschen Stromübertragungsnetzes. Es ist erforderlich, Strom zunehmend über 
weite Strecken zu transportieren. Insbesondere der im Norden Deutschlands er-
zeugte Strom aus Windenergieanlagen muss zu den Verbrauchsschwerpunkten im 
Süden und Westen Deutschlands geleitet werden. Es gilt, Engpässe in der Strom-
versorgung innerhalb des deutschen Netzes zu beseitigen. Daraus resultiert ein 
Netzausbaubedarf insbesondere in der Höchstspannungsebene. Dabei ist es wich-
tig, die Netzplanung konsequent an dem Ziel der Treibhausgasneutralität im Jahr 
2045 auszurichten. 

Die §§ 12a bis 12e des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) enthalten Regelungen 
zur Netzausbaubedarfsplanung. Gemäß § 12e Absatz 1 Satz 2 EnWG ist der Ent-
wurf des Bundesbedarfsplans mindestens alle vier Jahre dem Bundesgesetzgeber 
vorzulegen. Grundlage hierfür ist der Netzentwicklungsplan Strom (NEP). Die 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen (Bundesnetzagentur) hat am 01. März 2024 den Netzentwicklungsplan Strom 
2023-2037/2045 bestätigt und der Bundesregierung gemäß § 12e Absatz 1 Satz 1 
EnWG als Entwurf für einen Bundesbedarfsplan vorgelegt. Die im NEP 2023-
2037/2045 bestätigten zusätzlichen Leitungsmaßnahmen sind für einen sicheren 
und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich gemäß § 12c Absatz 1 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 12b Absatz 1 Satz 2 EnWG und für den verstärkten und beschleu-
nigten Klimaschutz unabdingbar. Als Einzelleitungen zeigen die Leitungen zur 
Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragung eine besonders hohe netzentlastende 
Wirkung. Gleichzeitig sind deren Planungs- und Genehmigungsverfahren und 
Umsetzung ab Aufnahme in den Bundesbedarfsplan im Vergleich besonders 
komplex und dauern länger als bei Wechselstrommaßnahmen. Mit der Aufnahme 
von fünf Leitungen zur Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragung in das Bun-
desbedarfsplangesetz (BBPlG) soll eine Beschleunigung der erfassten Planungs- 
und Genehmigungsverfahren auf Höchstspannungsübertragungsnetzebene ge-
währleistet werden.  

Der Entwurf steht im Kontext der Förderung der Nachhaltigkeitsziele und trägt 
insbesondere dazu bei, den Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und 
moderner Energie für alle zu sichern und den Anteil erneuerbarer Energien deut-
lich zu erhöhen. 
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B. Lösung

Mit den Änderungen des Bundesbedarfsplangesetzes werden fünf weitere Netz-
ausbauvorhaben zur Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragung in den Bundes-
bedarfsplan aufgenommen.  

Für die neuen Netzausbauvorhaben wird gemäß § 12e Absatz 4 EnWG die ener-
giewirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf festgestellt. Zu-
dem werden länderübergreifende und grenzüberschreitende Netzausbauvorhaben 
durch Kennzeichnung identifiziert, auf die die Regelungen des Netzausbaube-
schleunigungsgesetzes Übertragungsnetz (NABEG) gemäß § 2 Absatz 1 NABEG 
anzuwenden sind. 

C. Alternativen

Keine. In Bezug auf die Änderungen des Bundesbedarfsplangesetzes ist in § 12e 
Absatz 4 Satz 1 EnWG normiert, dass Änderungen des Bundesbedarfsplans durch 
den Bundesgesetzgeber zu erlassen sind. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Aufgrund der Neuregelungen entsteht bei der Bundesnetzagentur (Einzelplan 09) 
ein zusätzlicher jährlicher Personalmittelbedarf von ca. 5,2 Millionen Euro, da-
runter jährliche Personaleinzelkosten für die Wahrnehmung der Fachaufgaben in 
Höhe von insgesamt ca. 3,0 Millionen Euro, Sacheinzelkosten in Höhe von 1 Mil-
lionen Euro sowie Gemeinkosten in Höhe von 1,2 Millionen Euro. Nach den Er-
gebnissen zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands sind für die 
Wahrnehmung der Fachaufgaben insgesamt 29,63 Planstellen erforderlich (18,67 
hD, 8,00 gD und 2,96 mD). Die Kosten wurden auf Grundlage des Rundschrei-
bens für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Kostenberechnungen des BMF 
vom 08.07.2024 (Gz: BMF II A 3 - H 1012-10/21/10003 :008) ermittelt. 

Die Personalkosten der Bundesnetzagentur können nicht über Gebühren refinan-
ziert werden, da diese haushaltstechnisch unmittelbar in den Bundeshaushalt flie-
ßen und der Bundesnetzagentur für die Bewirtschaftung der laufenden sowie der 
einmaligen Personal- und Sachkosten daher nicht zur Verfügung stehen. 

Für das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (Einzelplan 09) er-
geben sich im Saldo zusätzliche jährliche Personalausgaben in Höhe von ca. 
213 000 Euro und 1 Stelle des höheren Dienstes.  

Außerdem entstehen im Einzelplan 07 voraussichtlich ab dem Haushaltsjahr 2029 
bis einschließlich zum Haushaltsjahr 2035 jährlich ca. 105 000 Euro an zusätzli-
chen Personalausgaben für das Bundesverwaltungsgericht (0,4 Richterstellen 
(R6), 0,1 Stellen des gehobenen Dienstes (A12) und 0,3 Stellen des mittleren 
Dienstes (A9m)). Es wird geschätzt, dass die 5 neuen Vorhaben beim Bundesver-
waltungsgericht zu geschätzt rund 59 zusätzlichen gerichtlichen Verfahren füh-
ren. Es wird davon ausgegangen, dass die Übertragung der erstinstanzlichen Zu-
ständigkeit für weitere Verfahren im zweiten Quartal 2025 wirksam wird und dass 
die zusätzlichen erstinstanzlichen Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
im Wesentlichen frühestens ab dem Jahr 2029 eingeleitet und spätestens 2035 ab-
geschlossen werden. Es wird geschätzt, dass sich die 59 zusätzlichen gerichtlichen 
Verfahren gleichmäßig über diesen Zeitraum verteilen und somit jährlich 8,43 ge-
richtliche Verfahren anfallen.  
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Die Mehrbedarfe sollen finanziell und stellenmäßig im jeweiligen Einzelplan aus-
geglichen werden.  

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Mit dem Gesetz entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsauwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergibt sich nach Saldierung eine Entlastung in Höhe von rund 
44 625 Euro pro Jahr, davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten: Für die 
Übertragungsnetzbetreiber wird die sich aus § 5 Absatz 1 BBPlG ergebende In-
formationspflicht um 5 Vorhaben erweitert. Dadurch entstehen über einen Zeit-
raum von fünf Jahren Kosten in Höhe von geschätzt 14 875 Euro pro Jahr. 

Im Sinne der „One in, one out“-Regel führt das Gesetz in dieser Höhe zu einem 
“Out“ beim jährlichen Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Bundesverwaltung entsteht ein zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand in 
Höhe von rund 2,9 Millionen Euro (rund 2 862 000 Euro bei der Bundesnetza-
gentur und 113 000 Euro beim Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz). Es wird hier eine jährliche Betrachtung zugrunde gelegt, da die Stellen 
dauerhaft geschaffen werden und davon ausgegangen wird, dass im Rahmen der 
kontinuierlichen Bedarfsplanung nach den §§ 12a bis 12e EnWG weitere Aufga-
ben auf die Bundesnetzagentur und das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz zukommen werden. Durch das vorliegende Gesetz reduziert sich der 
jährliche Erfüllungsaufwand der Landesverwaltungen um schätzungsweise ca. 
2,73 Millionen Euro.  

F. Weitere Kosten 

Für die Realisierung der neu in den Bundesbedarfsplan aufgenommenen Netzaus-
bauvorhaben werden den Übertragungsnetzbetreibern schätzungsweise Kosten in 
Höhe von circa 27,5 Milliarden Euro als einmalige Investitionsausgaben über ei-
nen mehrjährigen Zeitraum entstehen. Die Summe wurde anhand der von den 
Übertragungsnetzbetreibern verwendeten öffentlich verfügbaren Standardkosten-
parameter ermittelt. Die tatsächlich anfallenden Kosten können erst zu einem spä-
teren Zeitpunkt ermittelt werden, da sie unter anderem von der zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht feststehenden baulichen beziehungsweise räumlichen Ausfüh-
rung der einzelnen Vorhaben abhängen. Die Kosten für den Netzausbau werden 
sich auf die Netzentgelte auswirken. Die Entwicklung der Netzentgelte hängt al-
lerdings von vielen Faktoren ab, sodass sich das zukünftige Netzentgeltniveau 
nicht verlässlich abschätzen lässt. 

Gleichzeitig dient der Netzausbau der Minimierung der mit dem Engpassmanage-
ment verbundenen Kosten und wirkt auf diese Weise entlastend auf die Netzent-
gelte. Die Gesamtkosten für Netz- und Systemsicherheitsmaßnahmen (Redis-
patch, Einspeisemanagement, Countertrading sowie Netzreserve) beliefen sich im 
Jahr 2023 nach vorläufigen Zahlen auf circa 3,1 Milliarden Euro. Damit trägt der 
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Netzausbau mittel- und langfristig insoweit auch zur Entlastung der Stromver-
braucher bei. 

Es wird geschätzt, dass beim Bundesverwaltungsgericht durch die mit diesem Ge-
setz verbundene Aufgabenmehrung ab dem Haushaltsjahr 2029 bis zum Haus-
haltsjahr 2035 ein jährlicher Mehrbedarf an Personalkosten in Höhe von insge-
samt 104 862 Euro entsteht. Dieser umfasst 0,4 Richterstellen (R6) in Höhe von 
gesamt 75 497 Euro, 0,1 Stellen des gehobenen Dienstes (A12) in Höhe von 8 894 
Euro und 0,3 Stellen des mittleren Dienstes (A9) in Höhe von gesamt 20 471 Euro. 
Es wird davon ausgegangen, dass die Übertragung der erstinstanzlichen Zustän-
digkeit für weitere Verfahren im ersten Quartal 2025 wirksam wird und dass die 
zusätzlichen erstinstanzlichen Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht frü-
hestens ab dem Jahr 2029 eingeleitet und spätestens 2035 abgeschlossen werden. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes 

In der Anlage des Bundesbedarfsplangesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2543; 2014 I S. 148, 271), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 239) geändert worden ist, werden nach 
Nummer 99 die folgenden Nummern 100 bis 104 eingefügt: 

„100 Höchstspannungsleitung Leer (Ostfriesland)/Moormerland/Nortmoor – 
Streumen; Gleichstrom 

A1, B, E 

101 Höchstspannungsleitung Dörpen West – Klostermansfeld; Gleichstrom A1, B, E 

102 Höchstspannungsleitung Alfstedt – Hüffenhardt; Gleichstrom A1, B, E 

103 Höchstspannungsleitung Ämter Büchen/Breitenfelde/Schwarzenbek-
Land – Oberjettingen; Gleichstrom 

A1, B, E 

104 Höchstspannungsleitung Ämter Büchen/Breitenfelde/Schwarzenbek-
Land – Triefenstein/Marktheidenfeld/Kreuzwertheim; Gleichstrom 

A1, B, E“. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Berlin, den 17. Dezember 2024 

Dr. Rolf Mützenich und Fraktion 
Katharina Dröge, Britta Haßelmann und Fraktion  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

In Deutschland ändert sich die Struktur der Stromerzeugung erheblich. Der zügige Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und der im Zuge der Energiewende massiv steigende Strombedarf erfordern einen schnellen Ausbau und 
sicheren Betrieb des deutschen Stromübertragungsnetzes. Es ist erforderlich, Strom zunehmend über weite Stre-
cken zu transportieren. Insbesondere der im Norden Deutschlands erzeugte Strom aus Windenergieanlagen muss 
zu den Verbrauchsschwerpunkten im Süden und Westen Deutschlands geleitet werden. Es gilt, Engpässe in der 
Stromversorgung innerhalb des deutschen Netzes zu beseitigen. Daraus resultiert ein Netzausbaubedarf insbeson-
dere in der Höchstspannungsebene und ausgehend von den Offshore-Windparks im Norden, der beschleunigt 
umgesetzt werden muss.  

Die §§ 12a bis 12e des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) enthalten Regelungen zur Netzausbaubedarfsplanung. 
Gemäß § 12e Absatz 1 Satz 2 EnWG ist der Entwurf des Bundesbedarfsplans mindestens alle vier Jahre dem 
Bundesgesetzgeber vorzulegen. Grundlage hierfür ist der Netzentwicklungsplan Strom (NEP). Die Bundesnetza-
gentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) hat am 01. März 
2024 den Netzentwicklungsplan Strom 2023-2037/2045 bestätigt und der Bundesregierung gemäß § 12e Absatz 
1 Satz 1 EnWG als Entwurf für einen Bundesbedarfsplan vorgelegt. Die im NEP 2023-2037/2045 bestätigten 
zusätzlichen Leitungsmaßnahmen sind für einen sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich gemäß § 12c 
Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 12b Absatz 1 Satz 2 EnWG und für den verstärkten und beschleunigten 
Klimaschutz unabdingbar. Als Einzelleitungen mit besonders netzentlastender Wirkung haben sich die Leitungen 
zur Höchstspannungs-Gleichstrom-Übertragung gezeigt. Gleichzeitig sind deren Planungs- und Genehmigungs-
verfahren und Umsetzung ab Aufnahme in den Bundesbedarfsplan im Vergleich besonders komplex und dauern 
länger als Wechselstrommaßnahmen. Mit der Aufnahme von fünf Leitungen zur Höchstspannungs-Gleichstrom-
Übertragung in das Bundesbedarfsplangesetz (BBPlG) soll eine Beschleunigung der erfassten Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren auf Höchstspannungsübertragungsnetzebene gewährleistet werden.  

Eine zeitnahe Umsetzung der Vorhaben ist erforderlich. Damit die Vorhabenträger wie geplant schnellstmöglich 
einen Antrag auf Planfeststellung stellen können, ist eine frühzeitige Aufnahme der Vorhaben in das Bundesbe-
darfsplangesetz erforderlich. Die neuen Vorhaben 102, 103 und 104 sollen dabei noch von den Erleichterungen 
der EU-Notfall-Verordnung profitieren, welche im Juni 2025 auslaufen wird. Zur Vermeidung von Verzögerun-
gen erweist sich ein Vorziehen im Vergleich zur turnusmäßigen, vollständigen Novellierung des Bundesbedarfs-
plangesetzes auf Grundlage des NEP 2023-2037/2045 selbst um wenige Monate als sinnvoll.  

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Mit den Änderungen des Bundesbedarfsplangesetzes werden fünf weitere Netzausbauvorhaben zur Höchstspan-
nungs-Gleichstrom-Übertragung in den Bundesbedarfsplan aufgenommen. Die einzelnen Vorhaben werden im 
Bundesbedarfsplan mit Hilfe ihrer Netzverknüpfungspunkte als Anfangs-, Zwischen- und Endpunkt einer Höchst-
spannungsleitung benannt. 

Für die neuen Netzausbauvorhaben wird gemäß § 12e Absatz 4 EnWG die energiewirtschaftliche Notwendigkeit 
und der vordringliche Bedarf festgestellt. Dies bindet die zuständigen Behörden in den Verfahren für die Plan-
feststellung und die Plangenehmigung. Zur Verfahrensbeschleunigung greift weiterhin eine Rechtswegverkür-
zung, wonach das Bundesverwaltungsgericht erste und letzte Instanz für Rechtsstreitigkeiten mit Bezug auf die 
Vorhaben des Bundesbedarfsplans ist. 

Zudem werden die länderübergreifenden und grenzüberschreitenden neuen und geänderten Netzausbauvorhaben 
identifiziert, auf die die Regelungen des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Übertragungsnetz gemäß § 2 Absatz 
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1 NABEG anzuwenden sind. Für diese Vorhaben sehen das NABEG und die Planfeststellungszuweisungverord-
nung (PlfZV) eine Bundesfachplanung und ein bundeseinheitliches Planfeststellungsverfahren vor, um so insbe-
sondere Verzögerungen bei Projekten, die Ländergrenzen überschreiten, zu vermeiden. Die Bundesnetzagentur 
führt für diese Vorhaben die Bundesfachplanung nach den §§ 4 bis 17 NABEG und die Planfeststellung nach den 
§§ 18 bis 28 NABEG durch. Somit wird für diese länderübergreifenden und grenzüberschreitenden Netzausbau-
vorhaben die Zuständigkeit für die Planungs- und Genehmigungsverfahren bei einer einzigen Behörde gebündelt. 
Auf diese Weise werden einheitliche Verfahrensvorschriften für ein Vorhaben, eine einheitliche Rechtspraxis und 
ein einziger Ansprechpartner für die Vorhabenträger gewährleistet. 

III. Alternativen 

Keine. In Bezug auf die Änderungen des Bundesbedarfsplangesetzes ist in § 12e Absatz 4 Satz 1 EnWG normiert, 
dass Änderungen des Bundesbedarfsplans durch den Bundesgesetzgeber zu erlassen sind und dadurch für die 
geänderten und neu in den Bundesbedarfsplan aufgenommenen Vorhaben die energiewirtschaftliche Notwendig-
keit und der vordringliche Bedarf festgestellt werden. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 Grundgesetz (GG). 
Das vorliegende Gesetz fällt in den Bereich des Rechts der Wirtschaft, das die Energiewirtschaft einschließlich 
der Erzeugung und Verteilung von Energie um-fasst.  

Eine bundesgesetzliche Regelung ist im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 GG zur Wahrung der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit erforderlich. Die gesetzlichen Änderungen dienen der energiewirtschaftlichen Bedarfsplanung für 
den Ausbau des Stromübertragungsnetzes. Die Versorgungsaufgabe des Stromübertragungsnetzes geht regelmä-
ßig über die Grenzen eines Bundeslandes hinaus. Angesichts der regionalen Ungleichverteilung von Erzeugungs- 
und Entnahmelasten und einer Netzbetreiberstruktur von vier privaten Übertragungsnetzbetreibern ist eine bun-
deseinheitliche Bedarfsfeststellung erforderlich, um die Wirtschaftseinheit und Rechtseinheit zu wahren. Die 
Stromwirtschaft ist eine Schlüssel-branche für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Ein einheitliches, verbind-
liches Konzept der zu realisierenden Maßnahmen, wie sie das Bundesbedarfsplangesetz enthält, dient daher der 
Wahrung der Wirtschaftseinheit. 

Die bundesgesetzliche Regelung ist darüber hinaus auch zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen 
Interesse. Da die Nichtrealisierung einzelner notwendiger Projekte die Bedarfsberechnung auch für andere Pro-
jekte beeinflussen kann, muss die energiewirtschaftliche Notwendigkeit für sämtliche Vorhaben bundesweit fest-
gestellt werden. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Die Änderungen sind mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen vereinbar.  

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Durch die Aufnahme von Vorhaben in das Bundesbedarfsplangesetz werden die Planungs- und Genehmigungs-
behörden entlastet. Für die in den Bundesbedarfsplan aufgenommenen Vorhaben entfallen Prüfungen und Abwä-
gungen zu der energiewirtschaftlichen Notwendigkeit und ihrer Vereinbarkeit mit den Zielen des § 1 EnWG. 
Zudem werden die länderübergreifenden und grenzüberschreitenden neuen und geänderten Netzausbauvorhaben 
identifiziert, auf die die Regelungen des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Übertragungsnetz gemäß § 2 Absatz 
1 NABEG anzuwenden sind. Für diese Vorhaben sehen das NABEG und die PlfZV ein bundeseinheitliches Plan-
feststellungsverfahren vor, um so insbesondere Verzögerungen bei Projekten, die Ländergrenzen überschreiten, 
zu vermeiden. Die Bundesnetzagentur führt für diese Vorhaben die Planfeststellung nach den §§ 18 bis 28 
NABEG durch. Somit wird für diese länderübergreifenden und grenzüberschreitenden Netzausbauvorhaben die 
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Zuständigkeit für die Planungs- und Genehmigungsverfahren bei einer einzigen Behörde gebündelt. Auf diese 
Weise werden einheitliche Verfahrensvorschriften für ein Vorhaben, eine einheitliche Rechtspraxis und ein ein-
ziger Ansprechpartner für die Vorhabenträger gewährleistet..  

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die aufzunehmenden Vorhaben wurden im Netzentwicklungsplan 2023-2037/2045 über-prüft und von der Bun-
desnetzagentur als energiewirtschaftlich notwendig bestätigt. In diesem Netzentwicklungsplan wurden erstmals 
konsistente Szenarien bis zur Erreichung der Klimaneutralität im Jahr 2045 betrachtet. Die Vorhaben sind somit 
Teil eines für Erreichung der Klimaziele erforderlichen Netzausbaus und tragen zur Erreichung der Klimaziele 
bei.  

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im 
Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung der Vereinten Nationen dient.  

Indem der Entwurf die Regelungen zur Netzausbaubedarfsplanung aktualisiert, leistet er einen Beitrag entspre-
chend des Nachhaltigkeitsziels 7 „Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie für 
alle sichern“. Dieses Nachhaltigkeitsziel sieht mit seinen Zielvorgaben 7.1 und 7.2 vor, den allgemeinen Zugang 
zu bezahlbaren, verlässlichen und modernen Energiedienstleistungen zu sichern und den Anteil erneuerbarer 
Energien deutlich zu erhöhen. Der Entwurf fördert dieses Nachhaltigkeitsziel, indem er eine bundesweite Strom-
verteilung ermöglicht und indem er durch den Ausbau des Stromübertragungsnetzes insbesondere erneuerbare 
Energien in das Energiesystem integriert.  

Der Entwurf fördert zudem weitere Nachhaltigkeitsziele im Sinne der UN-Agenda 2030, nämlich  

Ziel 13: „Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen“ und 
Ziel 3: „Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewähr-leisten und ihr Wohlergehen fördern“, indem 
er die Integration Erneuerbarer Energien in das Stromübertragungsnetz vorantreibt und damit zur Verringerung 
energiebedingter Treibhausgasemissionen und der Schadstoffbelastung der Luft beiträgt und 

Ziel 9: „Eine widerstandsfähige Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Industrialisierung fördern und 
Innovationen unterstützen“, indem der Ausbau des Stromübertragungsnetzes zu einer sicheren und zuverlässigen 
Stromversorgung im Rahmen der Energiewende beiträgt. 

Zielkonflikte mit dem Schutz der Landökosysteme (SDG 15) werden über die Strategische Umweltprüfung und 
die Umweltverträglichkeitsprüfung ermittelt und durch die Bundesnetzagentur veröffentlicht. Sie können so bei 
der Entscheidung über die Vorhaben berücksichtigt werden.  

Der Entwurf folgt damit den Nachhaltigkeitsprinzipien der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie „(1.) Nachhaltige 
Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwenden“, „(2.) Global 
Verantwortung wahrnehmen“, „(3.) Natürliche Lebensgrundlagen erhalten“ und „(4.) Nachhaltiges Wirtschaften 
stärken“.  

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Aufgrund der Neuregelungen entsteht bei der Bundesnetzagentur (Einzelplan 09) ein zu-sätzlicher jährlicher Per-
sonalmittelbedarf von ca. 5,2 Millionen Euro, darunter jährliche Personaleinzelkosten für die Wahrnehmung der 
Fachaufgaben in Höhe von insgesamt ca. 3,0 Millionen Euro, Sacheinzelkosten in Höhe von 1 Millionen Euro 
sowie Gemeinkosten in Höhe von 1,2 Millionen Euro. Nach den Ergebnissen zur Ermittlung und Darstellung des 
Erfüllungsaufwands sind für die Wahrnehmung der Fachaufgaben insgesamt 29,63 Plan-stellen erforderlich 
(18,67 hD, 8,00 gD und 2,96 mD). Die Kosten wurden auf Grundlage des Rundschreibens für Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen und Kostenberechnungen des BMF vom 08.07.2024 (Gz: BMF II A 3 - H 1012-10/21/10003 
:008) ermittelt. 

Die Personalkosten der Bundesnetzagentur können nicht über Gebühren refinanziert wer-den, da diese haushalts-
technisch unmittelbar in den Bundeshaushalt fließen und der Bun-desnetzagentur für die Bewirtschaftung der 
laufenden sowie der einmaligen Personal- und Sachkosten daher nicht zur Verfügung stehen. 
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Für das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (Einzelplan 09) ergeben sich im Saldo zusätzliche 
jährliche Personalausgaben in Höhe von ca. 213 000 Euro und 1 Stelle des höheren Dienstes.  

Außerdem entstehen im Einzelplan 07 voraussichtlich ab dem Haushaltsjahr 2029 bis ein-schließlich zum Haus-
haltsjahr 2035 jährlich ca. 105 000 Euro an zusätzlichen Personal-ausgaben für das Bundesverwaltungsgericht 
(0,4 Richterstellen (R6), 0,1 Stellen des ge-hobenen Dienstes (A12) und 0,3 Stellen des mittleren Dienstes (A9m)). 
Es wird geschätzt, dass die 5 neuen Vorhaben beim Bundesverwaltungsgericht zu geschätzt rund 59 zusätzli-chen 
gerichtlichen Verfahren führen. Es wird davon ausgegangen, dass die Übertragung der erstinstanzlichen Zustän-
digkeit für weitere Verfahren im zweiten Quartal 2025 wirksam wird und dass die zusätzlichen erstinstanzlichen 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge-richt im Wesentlichen frühestens ab dem Jahr 2029 eingeleitet und 
spätestens 2035 abge-schlossen werden. Es wird geschätzt, dass sich die 59 zusätzlichen gerichtlichen Verfah-ren 
gleichmäßig über diesen Zeitraum verteilen und somit jährlich 8,43 gerichtliche Verfah-ren anfallen.  

Die Mehrbedarfe sollen finanziell und stellenmäßig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden. 

4. Erfüllungsaufwand 

a. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger  

Mit dem Gesetz entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

b. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergibt sich nach Saldierung eine Entlastung in Höhe von rund 44 625 Euro pro Jahr, davon 
Bürokratiekosten aus Informationspflichten: Für die Übertragungsnetzbetreiber wird die sich aus § 5 Absatz 1 
BBPlG ergebende Informationspflicht um 5 Vorhaben erweitert. Dadurch entstehen über einen Zeitraum von fünf 
Jahren Kosten in Höhe von geschätzt 14 875 Euro pro Jahr. 

Mit der Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes werden weitere länderübergreifende und grenzüberschreitende 
Netzausbauvorhaben benannt, auf die die Regelungen des NABEG gemäß § 2 Absatz 1 NABEG anzuwenden 
sind. Die Zuständigkeit für die Bestimmung der Trassenkorridore nach §§ 4 bis 17 NABEG und die Planfeststel-
lung nach §§ 18 bis 28 NABEG für diese Vorhaben obliegt damit nach § 31 NABEG in Verbindung mit § 1 PlfZV 
der Bundesnetzagentur. Das entlastet die Übertragungsnetzbetreiber dahingehend, dass für diese Vorhaben Plan-
feststellungsverfahren nicht parallel in unterschiedlicher Zuständigkeit durchgeführt werden müssen und dass den 
Vorhabenträgern in dem Verfahren ein einheitlicher Ansprechpartner zur Verfügung steht. Der Bundesnetzagen-
tur wird die Zuständigkeit für die Durchführung der Planfeststellung für 5 weitere Netzausbauvorhaben übertra-
gen. Es wird angenommen, dass dadurch im Schnitt pro Vorhaben ein sonst aufgrund von verschiedenen Zustän-
digkeiten entstehender Koordinierungsaufwand von jährlich 200 Stunden über einen Zeitraum von sieben Jahren 
eingespart wird. Bei Zugrundelegung eines durchschnittlichen Stundenlohns von 59,50 Euro im Bereich der Ener-
gieversorgung werden damit Kosten in Höhe von jährlich rund 59 000 Euro über einen Zeitraum von sieben Jah-
ren eingespart. 

Für die Übertragungsnetzbetreiber wird die sich aus § 5 Absatz 1 BBPlG ergebende Informationspflicht erweitert. 
Sie müssen zusätzlich über die mit den neu in den Bundesbedarfsplan aufgenommenen Vorhaben im Sinne des § 
5 Absatz 1 BBPlG gewonnenen Erfahrungen berichten. Der Bericht kann mit dem gemeinsamen Netzentwick-
lungsplan nach § 12b Absatz 1 Satz 1 EnWG verbunden werden. Die Berichtspflicht entsteht im zweiten Jahr 
nach Inbetriebnahme des jeweils ersten Teils eines solchen Vorhabens und damit nicht unmittelbar mit Inkraft-
treten des Gesetzes. Es werden fünf weitere Vorhaben von der Berichtpflicht nach § 5 Absatz 1 BBPlG erfasst. 
Es wird geschätzt, dass für ein Vorhaben durchschnittlich 50 Arbeitsstunden pro Jahr anfallen, um diese Berichts-
pflicht zu erfüllen. Es wird zudem geschätzt, dass die Berichtspflicht für jedes Vorhaben nicht für einen längeren 
Zeitraum als fünf Jahre aufrechterhalten werden wird. Bei Zugrundelegung eines durchschnittlichen Stundenlohns 
von 59,50 Euro im Bereich der Energieversorgung entstehen den Übertragungsnetzbetreibern damit Kosten in 
Höhe von jährlich rund 14 875 Euro über einen Zeitraum von fünf Jahren. Dabei ist der erste Bericht erst im 
zweiten Jahr nach Inbetriebnahme des jeweils ersten Teilabschnitts eines solchen Vorhabens vorzulegen. 

Im Sinne der „One in, one out“-Regel führt das Gesetz in dieser Höhe zu einem “Out“ beim jährlichen Erfüllungs-
aufwand für die Wirtschaft. 
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c. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Bundesverwaltung entsteht ein zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 2,9 Millionen 
Euro (rund 2 862 000 Euro bei der Bundesnetzagentur und 113 000 Euro beim Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz). Es wird hier eine jährliche Betrachtung zugrunde gelegt, da die Stellen dauerhaft geschaffen 
werden und davon ausgegangen wird, dass im Rahmen der kontinuierlichen Bedarfsplanung nach den §§ 12a bis 
12e EnWG weitere Aufgaben auf die Bundesnetzagentur und das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz zukommen werden.  

Der Bundesnetzagentur wird die Zuständigkeit für 5 weitere Leitungsvorhaben übertragen. Der Erfüllungsauf-
wand bei der Bundesnetzagentur bestimmt sich maßgeblich regelhaft nach den durchzuführenden Genehmigungs-
verfahren der Bundesfachplanung und Planfeststellung. Aufgrund der Individualität und Komplexität der einzel-
nen Vorhaben, die erst im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung genau sichtbar werden, kann der Aufwand hier 
nur gebündelt kalkuliert werden.  

Unter Berücksichtigung der gesetzlichen Verfahrenserleichterungen, wie beispielsweise des regelhaften Wegfalls 
der Bundesfachplanung, sowie Anrechnung sämtlicher Synergieeffekte und freiwerdenden Personalkapazitäten 
durch Abschluss anderer Leitungsvorhaben, geht die Bundesnetzagentur von einem zusätzlichen Personalauf-
wand in Höhe von 842 Stunden pro 50 Leitungskilometern (neu) aus. Dabei wird davon ausgegangen, dass der 
Anteil an Bearbeiterinnen und Bearbeitern aus dem höheren Dienst bei etwa 63 Prozent, aus dem gehobenen 
Dienst bei 27 Prozent und aus dem mittleren Dienst bei 10 Prozent liegt. Unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Stundensatzes der Verwaltung gemäß des Leitfaden DESTATIS 2022 ergibt sich ein Erfüllungsaufwand insge-
samt für alle neu hinzugekommenen Vorhaben jährlich in Höhe von ca. 2 862 000 Euro jährlich.  

Es wird hier eine jährliche Betrachtung zugrunde gelegt, da die Stellen dauerhaft geschaffen werden und davon 
ausgegangen wird, dass im Rahmen der kontinuierlichen Bedarfsplanung nach den §§ 12a bis 12e EnWG weitere 
Aufgaben auf die Bundesnetzagentur zukommen werden. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz ist für das Netzausbau-Controlling für insgesamt fünf 
weitere Leitungsvorhaben zuständig. Aufgrund der Individualität und Komplexität der einzelnen Vorhaben, die 
erst im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung genau sichtbar werden, kann der Aufwand hier nur gebündelt kalku-
liert werden. Unter Berücksichtigung des jeweiligen Stundensatzes der Verwaltung gemäß des Leitfaden DESTA-
TIS 2022 ergibt sich ein Erfüllungsaufwand von jährlich 1600 Stunden im höheren Dienst zu einem Stundensatz 
von 70,50 EUR. Dadurch ergeben sich insgesamt für alle neu hinzugekommenen Vorhaben jährlich Personalkos-
ten in Höhe von rd. 113 000 Euro. 

Durch die Begründung der Zuständigkeit der Bundesnetzagentur werden die Landesverwaltungen in zeitlich ent-
sprechender Höhe entlastet. Außerdem ist davon auszugehen, dass eine zusätzliche zeitliche Entlastung auf Seiten 
der Länder entsteht, da durch die Kompetenzbündelung bei der Bundesnetzagentur Aufwand für die sonst erfor-
derliche Länderkoordination vermieden wird. Es wird angenommen, dass pro Vorhaben ein sonst für die Raum-
ordnungsverfahren und Planfeststellungsverfahren in Länderzuständigkeit entstehender Koordinierungsaufwand 
bei den betroffenen Bundesländern von jeweils jährlich insgesamt 200 Stunden eingespart wird. Damit werden 
zusätzlich jährlich 1 000 Stunden eingespart.  

Es wird davon ausgegangen, dass der Anteil an Bearbeiterinnen und Bearbeitern aus dem höheren Dienst bei etwa 
63 Prozent, aus dem gehobenen Dienst bei 27 Prozent und aus dem mittleren Dienst bei 10 Prozent liegt.  

Unter Zugrundelegung der jeweiligen Stundensätze der Landesverwaltung ergibt sich damit in Summe eine Ent-
lastung in Höhe von rund 2,73 Millionen Euro. 

5. Weitere Kosten 

Für die Realisierung der neu in den Bundesbedarfsplan aufgenommenen Netzausbauvorhaben werden den Über-
tragungsnetzbetreibern schätzungsweise Kosten in Höhe von circa 27,5 Milliarden Euro als einmalige Investiti-
onsausgaben über einen mehrjährigen Zeitraum entstehen. Die Summe wurde anhand der von den Übertragungs-
netzbetreibern verwendeten öffentlich verfügbaren Standardkostenparameter ermittelt. Die tatsächlich anfallen-
den Kosten können erst zu einem späteren Zeitpunkt ermittelt werden, da sie unter anderem von der zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht feststehenden baulichen beziehungsweise räumlichen Ausführung der einzelnen Vorhaben 
abhängen. Die Kosten für den Netzausbau werden sich auf die Netzentgelte auswirken. Die Entwicklung der 
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Netzentgelte hängt allerdings von vielen Faktoren ab, sodass sich das zukünftige Netzentgeltniveau nicht verläss-
lich abschätzen lässt. 

Gleichzeitig dient der Netzausbau der Minimierung der mit dem Engpassmanagement verbundenen Kosten und 
wirkt auf diese Weise entlastend auf die Netzentgelte. Die Gesamtkosten für Netz- und Systemsicherheitsmaß-
nahmen (Redispatch, Einspeisemanagement, Countertrading sowie Netzreserve) beliefen sich im Jahr 2023 nach 
vorläufigen Zahlen auf circa 3,1 Milliarden Euro. Damit trägt der Netzausbau mittel- und langfristig insoweit 
auch zur Entlastung der Stromverbraucher bei. 

Es wird geschätzt, dass beim Bundesverwaltungsgericht durch die mit diesem Gesetz verbundene Aufgabenmeh-
rung ab dem Haushaltsjahr 2029 bis zum Haushaltsjahr 2035 ein jährlicher Mehrbedarf an Personalkosten in Höhe 
von insgesamt 104 862 Euro entsteht. Dieser umfasst 0,4 Richterstellen (R6) in Höhe von gesamt 75 497 Euro, 
0,1 Stellen des gehobenen Dienstes (A12) in Höhe von 8 894 Euro und 0,3 Stellen des mittleren Dienstes (A9) in 
Höhe von gesamt 20 471 Euro. Es wird davon ausgegangen, dass die Übertragung der erstinstanzlichen Zustän-
digkeit für weitere Verfahren im ersten Quartal 2025 wirksam wird und dass die zusätzlichen erstinstanzlichen 
Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht frühestens ab dem Jahr 2029 eingeleitet und spätestens 2035 abge-
schlossen werden. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Das Gesetz hat keine gleichstellungspolitischen oder demografischen Auswirkungen. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung ist nicht vorgesehen. Der Ausbau des Stromübertragungsnetzes erfordert verlässliche und stabile 
Rahmenbedingungen. Im Rahmen des kontinuierlichen Netzausbau-Controllings des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz werden auch die mit diesem Gesetz neu in den Bundesbedarfsplan aufgenommenen 
oder geänderten Vorhaben betrachtet. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bundesbedarfsplangesetzes) 

In den Bundesbedarfsplan werden weitere Vorhaben aufgenommen, deren energiewirtschaftliche Notwendigkeit 
und vordringlichen Bedarf die Bundesnetzagentur im Rahmen der Prüfung des Netzentwicklungsplans Strom 
2023-2037/2045 festgestellt hat. Maßnahmen, die einen gemeinsamen energiewirtschaftlichen Zweck haben, wer-
den in Vorhaben zusammengefasst. Der Umweltbericht der Bundesnetzagentur wurde bei der Entscheidung be-
rücksichtigt. Hierdurch wird eine wirksame Umweltvorsorge sichergestellt. Die im Bundesbedarfsplan enthalte-
nen Vorhaben wurden nach Abwägung mit den geprüften Alternativen gewählt. Geprüft wurden neben den an-
derweitigen Planungsmöglichkeiten, die sich aus den Szenarien des Szenariorahmens ergeben, vor allem auch 
anderweitige Planungsmöglichkeiten von Netzverknüpfungspunkten.  

Durch die Angabe der Netzverknüpfungspunkte werden die Anfangs-, Zwischen- und Endpunkte der Vorhaben 
verbindlich festgelegt. Für neu zu errichtende Umspannwerke gilt nach der Konzeption des Bundesbedarfsplan-
gesetzes ein Suchraum. Der genaue Standort eines neu zu errichtenden Umspannwerks wird vom Bundesbedarf-
splangesetz nicht parzellenscharf vorgeschrieben. Die Suche nach geeigneten Standorten für neu zu errichtende 
Umspannwerke wird jedoch durch die räumliche Bezeichnung im Bundesbedarfsplangesetz eingegrenzt. Der in 
der nachfolgenden Planungsstufe parzellenscharf festzulegende Standort des Umspannwerks muss einen räumli-
chen Bezug zu der im Bundesbedarfsplangesetz gewählten Bezeichnung aufweisen. 

Der Bundesbedarfsplan enthält keine verbindlichen Festlegungen über die Ausführung eines Vorhabens als Net-
zoptimierungs-, Netzverstärkungs- oder Netzausbaumaßnahme oder den konkreten Verlauf eines Trassenkorri-
dors beziehungsweise einer Stromleitung innerhalb eines Trassenkorridors. Hierüber wird erst in den nachfolgen-
den Planungs- und Genehmigungsverfahren entschieden.  
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Für neue Vorhaben, die in den Anwendungsbereich des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Übertragungsnetz 
(NABEG) fallen, laufen die Fristen des § 5a Absatz 6 beziehungsweise des § 6 Satz 2 NABEG ab dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes. 

Vorhaben 100: Höchstspannungsleitung Leer (Ostfriesland)/Moormerland/Nortmoor – Streumen 

Das Vorhaben 100 dient der Erhöhung der großräumigen Übertragungskapazität zwischen Niedersachsen und 
Sachsen. Das Vorhaben ist im Rahmen der Prüfung des Netzentwicklungsplans 2023-2037/2045 für wirksam, 
bedarfsgerecht und erforderlich befunden worden. 

Das Umspannwerk in den Gemeinden Leer (Ostfriesland)/Moormerland/Nortmoor ist neu zu errichten. Für neu 
zu errichtende Umspannwerke gilt nach der Konzeption des Bundesbedarfsplangesetzes ein Suchraum. Der ge-
naue Standort der neu zu errichtenden Umspannwerken wird vom Bundesbedarfsplangesetz nicht parzellenscharf 
vorgeschrieben. Die Suche nach einem geeigneten Standort wird jedoch durch die räumliche Bezeichnung im 
Bundesbedarfsplangesetz eingegrenzt. Der Standort der Umspannwerke muss einen räumlichen Bezug zu der im 
Bundesbedarfsplangesetz gewählten Bezeichnung aufweisen. Vorhaben 100 ist als ein länderübergreifendes Vor-
haben gekennzeichnet, welches als Pilotprojekt für verlustarme Übertragung hoher Leistung über große Entfer-
nung errichtet werden soll. Für das Vorhaben gilt der Vorrang der Erdverkabelung. 

Vorhaben 101: Höchstspannungsleitung Dörpen West – Klostermansfeld 

Das Vorhaben ist im Rahmen der Prüfung des Netzentwicklungsplans 2023-2037/2045 mit den Netzverknüp-
fungspunkten Dörpen West und Klostermansfeld für wirksam, bedarfsgerecht und erforderlich befunden worden. 

Vorhaben 101 ist als ein länderübergreifendes Vorhaben gekennzeichnet, welches als Pilotprojekt für verlustarme 
Übertragung hoher Leistung über große Entfernung errichtet werden soll. Für das Vorhaben gilt der Vorrang der 
Erdverkabelung. 

Vorhaben 102: Höchstspannungsleitung Alfstedt – Hüffenhardt 

Das Vorhaben 102 dient der Erhöhung der großräumigen Übertragungskapazität zwischen Niedersachsen und 
Baden-Württemberg. Das Vorhaben ist im Rahmen der Prüfung des Netzentwicklungsplans 2023-2037/2045 mit 
den Netzverknüpfungspunkten Alfstedt und Hüffenhardt für wirksam, bedarfsgerecht und erforderlich befunden 
worden. 

Vorhaben 102 ist als ein länderübergreifendes Vorhaben gekennzeichnet, welches als Pilotprojekt für verlustarme 
Übertragung hoher Leistung über große Entfernung errichtet werden soll. Für das Vorhaben gilt der Vorrang der 
Erdverkabelung. 

Vorhaben 103: Höchstspannungsleitung Ämter Büchen/Breitenfelde/Schwarzenbek-Land – Oberjettingen 

Das Vorhaben 103 dient der Erhöhung der großräumigen Übertragungskapazität zwischen Schleswig-Holstein 
und Baden-Württemberg und Bayern. Das Vorhaben ist im Rahmen der Prüfung des Netzentwicklungsplans 
2023-2037/2045 für wirksam, bedarfsgerecht und erforderlich befunden worden. 

Das Umspannwerk „Sahms Nord“ in den Ämter Büchen/Breitenfelde/Schwarzenbek/Land ist neu zu errichten. 
Es ist zu unterscheiden vom ebenfalls neu zu errichtenden Umspannwerk „Sahms“. Für neu zu errichtende Um-
spannwerke gilt nach der Konzeption des Bundesbedarfsplangesetzes ein Suchraum. Der genaue Standort der neu 
zu errichtenden Umspannwerke wird vom Bundesbedarfsplangesetz nicht parzellenscharf vorgeschrieben. Die 
Suche nach einem geeigneten Standort wird jedoch durch die räumliche Bezeichnung im Bundesbedarfsplange-
setz eingegrenzt. Der Standort der Umspannwerke muss einen räumlichen Bezug zu der im Bundesbedarfsplan-
gesetz gewählten Bezeichnung aufweisen. 

Für die Vorhaben 103 und 104 ist jeweils ein Konverter geplant, der an das Umspannwerk im Suchraum der 
Gemeinden Ämter Büchen/Breitenfelde/Schwarzenbek-Land angeschlossen wird. Dabei handelt es sich um die-
selben Konverter, die auch im Rahmen der Vorhaben 81d und 81e geplant sind. 

Vorhaben 103 ist als ein länderübergreifendes Vorhaben gekennzeichnet, welches als Pilotprojekt für verlustarme 
Übertragung hoher Leistung über große Entfernung errichtet werden soll. Für das Vorhaben gilt der Vorrang der 
Erdverkabelung. 
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Vorhaben 104: Höchstspannungsleitung Ämter Büchen/Breitenfelde/Schwarzenbek-Land – Triefen-
stein/Marktheidenfeld/Kreuzwertheim 

Das Vorhaben 104 dient der Erhöhung der großräumigen Übertragungskapazität zwischen Schleswig-Holstein 
und Baden-Württemberg und Bayern. Das Vorhaben ist im Rahmen der Prüfung des Netzentwicklungsplans 
2023-2037/2045 für wirksam, bedarfsgerecht und erforderlich befunden worden. 

Die Umspannwerke in den Ämtern Büchen/Breitenfelde/Schwarzenbek/Land („Sahms Nord“, siehe Vorhaben 
103) sowie in den Gemeinden Triefenstein/Marktheidenfeld/Kreuzwertheim sind neu zu errichten. Für neu zu 
errichtende Umspannwerke gilt nach der Konzeption des Bundesbedarfsplangesetzes ein Suchraum. Der genaue 
Standort der neu zu errichtenden Umspannwerke wird vom Bundesbedarfsplangesetz nicht parzellenscharf vor-
geschrieben. Die Suche nach einem geeigneten Standort wird jedoch durch die räumliche Bezeichnung im Bun-
desbedarfsplangesetz eingegrenzt. Der Standort der Umspannwerke muss einen räumlichen Bezug zu der im Bun-
desbedarfsplangesetz gewählten Bezeichnung aufweisen. 

Für die Vorhaben 103 und 104 ist jeweils ein Konverter geplant, der an das Umspannwerk im Suchraum der 
Gemeinden Ämter Büchen/Breitenfelde/Schwarzenbek-Land angeschlossen wird. Dabei handelt es sich um die-
selben Konverter, die auch im Rahmen der Vorhaben 81d und 81e geplant sind. 

Vorhaben 104 ist als ein länderübergreifendes Vorhaben gekennzeichnet, welches als Pilotprojekt für verlustarme 
Übertragung hoher Leistung über große Entfernung errichtet werden soll. Für das Vorhaben gilt der Vorrang der 
Erdverkabelung. 

 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten.  
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